
 
 

Protokoll 

zur achten Sitzung des Arbeitskreises 
„Hochschulrechnungswesen“ 

am 19. Juli 2004 
an der Technischen Universität München 

1.  Teilnehmer 

vgl. Anlage TN 

2.  Tagesablauf   (Moderation: Dr. Kronthaler) 

TOP 1:  Begrüßung; Tagesordnung 

TOP 2: Integration des Themenfeldes „Steuern“ in den AK HSReW: 
Bestandsaufnahme zum Thema „Besteuerung von Hochschulen“ 

TOP 3: Mindestgliederung für die Universitäre Erfolgsrechnung 

TOP 4: Anlässe für entscheidungsorientierte Auswertungsrechnungen 

TOP 5:  Weiteres Vorgehen: Ziele, Aufgaben und Termine 
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3.  Ergebnisse 

ad TOP 1: 

Herr Dr. Kronthaler begrüßt die Mitglieder und Gäste des Arbeitskreises und stellt die The-
menschwerpunkte der Sitzung vor. 

ad TOP 2: 

Die vom Sprecherkreis der Universitätskanzler angeregte Erweiterung des Tätigkeitsfeldes 
des AK HSReW um das Thema Steuern wird vom Arbeitskreis positiv aufgenommen. Die 
Umfrage bei den Landessprechern sowie bei den in der AK Sitzung nicht anwesenden 
Arbeitskreismitgliedern hat ein ebenso positives Votum ergeben. Im Arbeitskreis werden 
daher in den weiteren Sitzungen steuerliche Fragestellungen, die die Hochschulen zunehmend 
tangieren, integriert. 

Zur Festlegung des inhaltlichen Programms präsentiert Herr Dr. Kronthaler die Tätigkeitsbe-
reiche der staatl. Hochschulen und grenzt steuerlich relevante Aktivitäten ab (vgl. Abb. 1). 

 
                   Tätigkeitsbereiche  

   der staatlichen Hochschulen 
           
       nicht steuerbar      steuerbar 
  
 

Hoheitlicher Bereich        Vermögensverwaltung       wirtschaftlicher Bereich 
   - Betriebe gewerblicher Art 

 
                          steuerpflichtig 
                  
z.B.   akademische Lehre   z.B.     langfristige         z.B. • Anwendung gesicherter 
          Vermietung     steuerfrei    wissenschaftlicher Erkenntnisse 
                  • Projektträgerschaften 
                    
z.B.   wiss. Nachwuchsförderung         „gemeinnütziger BgA“/Zweckbetrieb   
      z.B.  Patentverwertung         Beispiele: 
              (ohne Zusatzleistungen)  z.B.      entgeltliche berufliche 
                Fort- und Weiterbildung   • Materialprüfämter 
 Eigenforschung                • Uni-Ball/Stud.(Fachschaften) 
                  • BAK-Untersuchungen 
 und                 • gewerbl. Vermietung 
           z.B.      eigennützige, entgeltliche    • gewerbl. Sponsoring 
 öffentlich finanzierte             Forschung     • Patentverwertung mit Zusatz- 

Drittmittelforschung                 leistungen, Lizenzen, Soft- 
                    wareüberlassung 
 (Mittel institutioneller               
 Geldgeber, z.B. DFG)               
                 
 und grundsätzlich        z.B.     Klinikum      
 auch die privat finanzierte             
 
 Auftragsforschung         Können gemeinnützig sein, 
            wenn Satzung vorliegt. 
 soweit sie „allgemeinnützig“ ist (d.h. dem Auftraggeber 
 keine exklusiven Verwertungsrechte eingeräumt werden) 

Abb. 1:  Tätigkeitsbereiche der staatlichen Hochschulen 
(Quelle: Brummer/Kronthaler/Neißer/Schwenke: Abgabenordnung, 10. Aufl., Schaubild zu §68 AO) 
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Als inhaltlich interessante steuerliche Fragestellungen werden diskutiert: 

- Umfang und Gegenstand von Betrieben gewerblicher Art (BgAs), 

- Gemeinnützigkeit von BgAs („Zweckbetriebe“), 

- Behandlung der Auftragsforschung, 

- Patentverwertung ohne Zusatzleistungen, 

- Abgrenzung steuerpflichtiger Aktivitäten wie Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen, Personal, Material des Dienstherren im Rahmen von Nebentätigkeiten, ent-
geltliche Materialprüfung, Anstalten, Versuchsgüter, Uni-Ball, der Fachschaften, 
BAK-Untersuchungen, gewerbliche Vermietungen, gewerbliches Sponsoring, Pa-
tentverwertung mit Zusatzleistungen, Lizenzen Softwareüberlassungen, Druckerei-
leistungen, Kopierstellen für Studierende, Skriptenverkauf, Publikationen und ei-
generstellte Dokumentationen. 

Grundsätzlich liegt die Zuständigkeit für die Klärung der steuerlichen Sachverhalte bei den 
örtlichen Finanzämtern. Die bisherigen Erfahrungen zwischen Hochschulen und 
Finanzämtern lassen die Empfehlung zu, frühzeitig eine Kontaktaufnahme und eine 
einvernehmliche Verhandlungsbasis herzustellen, wenn auch in Einzelfällen von negativen 
Erlebnissen berichtet wird. So unterliegt zum Beispiel an der TU Dresden die 
Inanspruchnahme von Hochschuleinrichtungen im Zuge von Nebentätigkeiten generell der 
Steuerpflicht. Im Arbeitskreis wird daraufhin das Problem der Gut- vs. Bösgläubigkeit und 
deren Verjährungsfristen und Rückzahlungsansprüche diskutiert. 

Bei der organisatorischen Gestaltung der Betriebe gewerblicher Art zeichnen sich gerade in 
Bezug auf die Auftragsforschung bundesweit unterschiedliche Wege ab. Während sich in den 
nordrhein-westfälischen Hochschulen der Zwang zur Atomisierung herauskristallisiert, wird 
an den Universitäten Stuttgart, TU München und Universität der Bundeswehr München die 
Zusammenführung von BgAs nach Art der Tätigkeit als gangbarer Weg gesehen. An den Uni-
versitäten Hamburg und Mainz finden gegenwärtig Gespräche zwischen Hochschule und Fi-
nanzamt statt, wobei die konkreten Verfahrensweisen noch offen sind. Aus Sicht der Hoch-
schulen sind die Vor- und Nachteile der Atomisierung aufzuwiegen. Wesentliche Entschei-
dungsparameter sind hierbei Nicht-Aufgriffsgrenzen (30.000 €), Verlustverrechnungsverbot 
und praktisches Handling. 

Von besonderer Tragweite für die Hochschulen ist die Buchführungspflicht nach kaufmänni-
schen Grundsätzen, soweit die maßgeblichen Umsatz- und Gewinngrenzen überschritten wer-
den. Die Finanzämter sind in diesen Fällen berechtigt, die Hochschulen zur Anwendung der 
Doppik zu verpflichten. Verhandelbar ist dann letztlich nur noch der Zeitraum der Umset-
zung. 

In der Anerkennung der Gemeinnützigkeit der Auftragsforschung gehen die Länder derzeit 
ebenfalls unterschiedliche Wege. An der TU Dresden wird grundsätzlich eine Umsatzbe-
steuerung von 16% vorgenommen. Die TU München hat mit dem Finanzamt eine Umsatzbe-
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steuerung von 7% vereinbart, bis eine Klärung auf Bundesebene erwartungsgemäß gegen En-
de Oktober diesen Jahres erfolgt. 

Herr Dr. Kronthaler veranschaulicht das an der TU München eingesetzte Prüfschema für die 
Umsatzsteuerpflicht der Auftragsforschung (vgl. Abb. 2). Maßgebliche Differenzierungs- und 
Prüfkriterien bilden darin die Publikations- und Verwertungsrechte sowie die Art der For-
schungstätigkeit. 

 

 
1. 

 
Liegen die Veröffentlichungs- und Publikationsrechte ohne jede 
Einschränkung (zeitlich und inhaltlich) bei der Hochschule 
und 
liegen die Nutzungs- und Verwertungsrechte ohne jegliche Ein- 
schränkungen  bzw. Verpflichtungen  gegenüber dem Auftrag-  
geber ausschließlich bei der Hochschule? 
 
 

 
 

 
Ja    Nein 

 
 
 
   Hoheitlicher/ gemeinnütziger Bereich  Eigennütziger Bereich 
     → Folge: keine Umsatzsteuerpflicht!   → Folge: Umsatzsteuerpflicht! 
 
     z.B.: VW-Stiftung, DFG, EU,   
              Bayerische Forschungsstiftung, etc. 

 
 
        2. * 
 
Handelt es sich bei dem Projekt um Forschungstätigkeit, 

  also eine Ausweitung des Wissensbestandes oder auch 
die Validität neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse  
(incl. Prototyp und Nullserie)?  

 
 
 
 
 
   Ja    Nein 
 
 
 
 

Eigennützige Auftragsforschung            Anwendung gesicherter wissen- 
→ Folge: Umsatzsteuerpflicht            schaftlicher Erkenntnisse/ Routine-   

(Steuersatz 7%),                      tätigkeiten/ Dienstleistungen 
                                zum Vorsteuerabzug siehe                → Folge: Umsatzsteuerpflicht 

 Anlage 3             (Steuersatz 16%),  
                   zum Vorsteuerabzug siehe 

         Anlage 3 
 
 

Abb. 2:  Prüfschema umsatzsteuerpflichtiger Auftragsforschung der TU München 

Klärungsbedarf sehen die Arbeitkreismitglieder auch bei der Frage der Besteuerung 
bezogener Bauleistungen sowie ausländischer Gastdozententätigkeit bei Wohnsitz im 
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Ausland. Bei letzterer ist die OFD München der Argumentation der Hochschulen, diese sei 
nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet, sondern habe den Charakter einer 
Aufwandsentschädigung, nicht gefolgt. Der Arbeitskreis ist der Auffassung, dass die 
Umsatzsteuerpflicht an die Unternehmertätigkeit, die an der Nachhaltigkeit zu orientieren ist, 
geknüpft sei, was im Falle der einmaligen Gastdozententätigkeit nicht zuträfe. Die 
Nachweispflicht liegt nach Auffassung der Finanzverwaltung bei den Hochschulen. 

Die weitere Diskussion dreht sich um die Frage der Vorsteuerabzugsmöglichkeiten und der 
Steuerabzugspflichten. Zunächst steht die Frage im Raum, was zum Betriebsvermögen eines 
BgAs zu zählen sei. Dabei wird Bezug auf die Vereinfachungsregelungen genommen, dass 
bei einer mehr als 50%igen betrieblichen Nutzung notwendiges Betriebsvermögen 
angenommen werden kann, bei einem Nutzungsanteil zwischen 10% und 50% gewillkürtes 
Betriebsvermögen vorliegt. Hieraus ergeben sich auch Möglichkeiten, Abschreibungen als 
Betriebsausgaben, gegebenenfalls anteilig, in Abzug zu bringen. Bezogen auf die 
wechselseitige Verflechtung zwischen den unterschiedlichen Betriebsformen der 
Hochschulen (hoheitlicher Bereich, Zweckbetrieb, gewinnorientierter Bereich) zeigt sich in 
der täglichen Praxis mit den Finanzämtern erfahrungsgemäß die Bereitschaft, so weit wie 
möglich die vor Ort getroffenen Zuordnungen zu akzeptieren. 

Analogien ergeben sich auch bei der Frage der Vorsteuerabzugsmöglichkeiten. So ist bei 
einer mindestens 10%igen unternehmerischen Nutzung (z.B. eines Gebäudes) der volle 
Vorsteuerabzug möglich, wobei aber in der Folge auf Dauer eine unentgeltliche Wertabgabe 
(UWA) für die nichtunternehmerische Nutzung zu versteuern ist. Für die Hochschulen 
resultiert hieraus die Notwendigkeit, dies in den Haushalt einzustellen. Aufgrund der 
mangelnden Transparenz (z.B. für den Landtag) ist damit stets die Gefahr verbunden, diese 
Beträge im nachhinein nicht finanziert zu bekommen. 

Alternativ hierzu kann eine Aufteilung der Vorsteuer nach den Nutzungsverhältnissen mit 
dem Nachteil einer etwaigen Nachversteuerungspflicht im Zuge von Änderungen der Nut-
zungsverhältnisse im Zeitablauf erfolgen (§15a UStG). 

Fraglich ist die Handhabung bei Veräußerung von Betriebsvermögen sowie die 
Auswirkungen auf die HBFG-Mitfinanzierung bei Zuordnungen zum unternehmerischen 
Bereich. Als weitere offene Frage bezogen auf den Ausweis des Finanzbedarfs von 
Hochschulen wird die EU-Netto-Förderung angeführt, obwohl die Rechnungen brutto 
beglichen werden. Die Hochschulpraxis sieht derzeit so aus, dass die Finanzierungslücke aus 
den eigenen Haushaltsmitteln bestritten wird. 

Um die unterschiedlichen steuerlichen Rahmenbedingungen in den einzelnen Ländern zu 
eruieren, beschließt der Arbeitskreis, die bislang noch zurückgehaltene Umfrage zum Hoch-
schulrechnungswesen um das Thema Steuern zu erweitern. Der Arbeitskreis ermächtigt den 
Sprecher dazu, die Fragebogenerweiterung autonom vorzunehmen. Auf eine neuerliche 
grundlegende Diskussion des überarbeiteten Erhebungsinstruments im Arbeitskreis soll 
verzichtet werden. 
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ad TOP 3:  

Auf Basis des im Schlussbericht der ersten Aktivitätenphase niedergelegten Entwurfs für eine 
Universitäre Erfolgsrechnung erarbeiten die Arbeitskreismitglieder eine Mindestgliederung, 
die hochschulspezifisch erweiterbar ist. Zentrale Anforderungen bilden Lesbarkeit und inter-
universitäre Vergleichbarkeit. 

Die inhaltliche Diskussion bezieht sich zunächst auf die Fachabgrenzung. Diese soll in 
Anlehnung an den Fächerschlüssel der Hochschulfinanzstatistik erfolgen und die 
universitären Strukturen abbilden. Frau Floß bietet dem AK an, den in Baden-Württemberg 
verwendeten Fächergruppenschlüssel („Produktbaum“) nach Rücksprache mit dem dortigen 
Wissenschaftsministerium zum Vergleich zur Verfügung zu stellen. 

Die wichtigsten Vereinbarungen bezogen auf die nicht-monetären Leistungskennzahlen um-
fassen, 

- die Zahl der Studierenden ohne Beurlaubte und Gaststudierende zu erheben und in 
Studierendenvollzeitäquivalenten auszuweisen; eine darüber hinausgehende zu-
sätzliche Angabe von Lehrimport und –export ist optional, 

- die Absolventen nach Abschlussart (Diplom, Bachelor, Master, Magister, 
Lehramt) zu erfassen, 

- die Absolventenquote auf die Studierenden in der Regelstudienzeit zu beziehen, 

- die zeitliche Verteilung der durchschnittlichen Fachstudiendauer an der Abwei-
chung von der Regelstudienzeit zu orientieren, 

- die Prüfungsleistungen auf Professorenebene auszuweisen, 

- die Übernahme bzw. Berufung von Juniorprofessuren (z.B. tenure track) als Indi-
kator für die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses aufzunehmen, 

- die Differenzierung von Publikationen in Monographien und referierte Zeitschrif-
ten durchzuführen. 

Die hieraus resultierende Mindestgliederung ist in Abbildung 3 idealtypisch skizziert. Grund-
sätzlich ist jede Hochschule aufgerufen, die Darstellung an ihren Hochschulspezifika auszu-
richten. Sofern Benchmarking-Daten wie z.B. Bundes- oder Landesdurchschnitte bekannt 
sind, sollen diese in der Erfolgsrechnung ausgewiesen werden. 

Die Arbeitskreismitglieder beschließen, diese Mindestgliederung für die von ihnen 
vertretenen Hochschulen aufzustellen. Die Ergebnisse sollen im Arbeitskreis 
zusammengeführt und daraufhin auf Standardisierbarkeit überprüft werden. Die Universität 
der Bundeswehr München setzt die vom Arbeitskreis empfohlene Universitäre 
Erfolgsrechnung im Tagesgeschäft bereits produktiv ein. Herr Embert berichtet von dem 
breiten Anwendungspotenzial bezogen auf die unterschiedlichsten Rechnungszwecke. 
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   .  .  .
(Fachabgrenzung nach Fächerschlüssel der 

Hochschulfinanzstatistik) . . . Summe  

Prof A1  . . . Prof An Summe Prof Z1  . . . Prof Zn Summe DWE a1 . . . DWE ax DE a1 . . . DE ay   

z.B. Fachbereichs- z.B. Fakultäts-

I. Nichtmonetärer Erfolg        bibliothek        servicebüro

a) Quantifizierbare Erfolge in der Lehre
1. Zahl der Studierenden (ohne Beurlaubte, Gaststudierende) in Stud.vollzeitäquival.
      - davon in der Regelstudienzeit (RSZ)
      - davon Studierende im 1. Fachsemester
2. Zahl der Bewerber zu Zahl der Studierenden im 1. Fachsem. (bei Zulassungsverf.)
3. Zahl der Absolventen mit Abschlussart
      - Diplom/Staatsexamen
      - Bachelor
      - Master
      - Magister
      - Lehramt
      - Absolventenquote (Absolv. bezogen auf Stud. i.d. RSZ)
4. Durchschnittl. Fachstudiendauer
      - Verteilung: Abschluss in der 

RSZ
RSZ + 1
RSZ + 2
RSZ + 3
RSZ + 4

RSZ + 5 und mehr
5. Absolventenqualität
   Eine ausbildungsadäquate Beschäftigung fanden (in %)
   davon binnen Monaten 

3
6
9
12
24

6. Abgenommene Prüfungen
      - davon Hauptprüfungen

b) Quantifizierbare Erfolge
     bei der Förderung wiss. Nachwuchses
1. Promotionen
a) Zahl der abgeschlossenen Promotionen im Zeitraum
b) Betreute Doktoranden im lfd. Verfahren zum Stichtag
c) Durchschnittl. Dauer der Promotion
2. Habilitationen
a) Zahl der abgeschlossenen Habilitationen im Zeitraum
b) Betreute Habilitationen im lfd. Verfahren zum Stichtag
c) Durchschnittl. Dauer der Habilitationen
d) Durchschnittl. Verbleibezeit nach Habilitation
e) Zahl evaluierter Stipendiaten
3. Übernahme/Berufung von Junior-Professuren (z.B. tenure-track)

c) Quantifizierbare Erfolge in der Forschung
1. Zahl der Publikationen, davon
a) Monographien
b) referierte Zeitschriften
2. Anteil der Drittmittel in Relation zu Gesamtbudget (%)
3. Wissenschaftliche Preise  (optional)
4. Herausgeber- und Gutachtertätigkeit  (optional)
5. Patente, DIN-Normen, Urheberrechte  (optional)
6. Gremientätigkeit in wiss. Gesellschaften  (optional)

 

II. Monetärer "Erfolg"

a) Verfügbare Budgetsumme ("Umsatzerlöse")
1. Höhe der öffentlichen Zuweisungen
2. Höhe eingeworbener öffentl. Drittmittel
3. Höhe eingeworbener privater Drittmittel
4. Sonstige Einnahmen

Verfügbares Gesamtbudget

b) Direkt zurechenbare Kosten (Einzelkosten)
1. Sachkosten
2. Personalkosten
3. Sonstige Einzelkosten

Summe Einzelkosten

c) Nicht direkt zurechenbare Kosten (Gemeinkosten)

gegebenenfalls Verteilung der nicht direkt zurechenbaren Kosten im Rahmen von Auswertungsrechnungen

Sonst. Dezentr. Einricht.Fach A

Fakultät A

Fach Z Dezentr. wiss. Einricht.

 

 

Abb. 3:  Mindestgliederung der Universitären Erfolgsrechnung 
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. . . Summe

Prof A1  . . . Prof An Summe Prof Z1  . . . Prof Zn Summe DWE z1 . . . DWE zx DE z1 . . . DE zy  ZWE 1 ZWE 2 ZWE 3 SZE 1 SZE 2 SZE 3

z.B. Zentral- z.B. Zentrale
       bibliothek        Studienberatung

Zentrale Sonstige Zentrale
 wiss. Einrichtungen Einrichtungen

Fakultät Z

Fach A Fach Z Dezentr. wiss. Einricht. Sonst. Dezentr. Einricht.
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Im Hinblick auf das schwierig zu erhebende Leistungskriterium Absolventenqualität weist 
Herr Prof. Dr. Küpper darauf hin, dass das Bayerische Staatsinstitut für Hochschulforschung 
und -planung (IHF) die Durchführung eines Absolventenpanels in Bayern plant. 

Mit Blick auf die Ende September stattfindende Kanzlerjahrestagung beschließt der Arbeits-
kreis, die Umsetzung der Universitären Erfolgsrechnung an den Hochschulen als Empfehlung 
auszusprechen. Die Universitäre Erfolgsrechnung soll maßgeblicher Bestandteil der Ge-
schäftsberichte über Universitäten sein. 

ad TOP 4: 

Der Arbeitskreis widmet sich in den weiteren Sitzungen auch der Aufgabe, beispielhafte ent-
scheidungsorientierte Auswertungsrechnungen zu erstellen. Nach erfolgter Prioritätenbildung 
bei den bereits in der vorangegangenen Sitzung zusammengetragenen Anlässen entscheiden 
sich die Arbeitskreismitglieder dazu, Auswertungsrechnungen zu konzipieren 

- für die Kalkulation von Studiengebühren, 

- für das Outsourcing von Dienstleistungen im technischen Bereich und 

- für die Entscheidungsunterstützung im Zuge der Wiederbesetzung von Professuren 
im Hinblick auf die W-Besoldung. 

Ein erstes Brainstorming zur Kalkulation von Studiengebühren führt zu folgenden 
Erkenntnissen: 

- Frau Floß verweist darauf, dass bereits Lösungsansätze im norddeutschen Raum 
sowie in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen existieren. Die betroffenen 
anwesenden Hochschulvertreter betonen, dass die Kalkulationsbasis jedoch viel-
fach durch Landesvorgaben determiniert ist und nicht unbedingt in Einklang mit 
den Hochschulsichtweisen steht. Der Arbeitskreis einigt sich darauf, die bestehen-
den Ansätze daher zu sichten und kritisch zu prüfen. 

- Die Notwendigkeit zur Kalkulation von Studiengebühren ergibt sich zwangsweise 
im Falle der weiterbildenden Studiengänge, nachdem gemäß den geltenden Lan-
desgesetzen diese Studiengänge mindestens Kostendeckung aufweisen müssen, um 
betrieben werden zu dürfen. 

- Es wird vorgeschlagen, dass im Rahmen der allgemeinen grundständigen Studien-
gänge die staatliche Grundfinanzierung erhalten bleiben soll. Eine Erhebung von 
Bildungsbeiträgen soll unmittelbar den Studierenden selbst zugute kommen. 

- Ausgehend von der Grundrechnung werden zwei Varianten von Auswertungsrech-
nungen diskutiert, die auf einer ressourcenorientierten oder auf einer prozessorien-
tierten Vorgehensweise basieren. Erste kalkulatorische Überlegungen beziehen 
sich auf die fach- bzw. studiengangsbezogene Zuordnung direkter und indirekter 
Kosten. 
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Der Arbeitskreis beschließt, für die intensive Erörterung und die Ausarbeitung dieser zweck-
bezogenen Auswertungsrechnung eine Unterarbeitsgruppe (UAG) einzurichten, bestehend 
aus den Herren Embert, Götz (IHF), Siegel und Dr. Stich. Die Mitglieder der UAG werden 
konstituierend am 10. August 2004 zusammentreffen, die ersten Arbeitsergebnisse sollen im 
Rahmen der nächsten Arbeitskreissitzung diskutiert werden. 

ad TOP 5: 

Herr Kaufmann berichtet abschließend von der bevorstehenden Einführung des bundesein-
heitlichen Verwaltungskontenrahmens zum 01.01.2005. Aktuell betroffen sind die Länder Ba-
den-Württemberg und Hessen. Die Hochschulen sind bestrebt, an den bestehenden Hoch-
schulkontenrahmen festzuhalten. Nach jetzigem Kenntnisstand ist eine bundesweite Einfüh-
rung zu befürchten. Einzige Ausnahme bildet gegenwärtig der Freistaat Bayern. 

Die nächste Sitzung des AK HSReW findet am Montag, 11. Oktober 2004 an der TU 
München (Senatssaal) statt. Sitzungsbeginn ist 10.30 Uhr. 
(Der ursprünglich für den 08.10.2004 vereinbarte Sitzungstermin muss leider entfallen.) 

Frau Floß erklärt sich bereit, geeignete Ansprechpartner für Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen zu benennen, die im Rahmen der folgenden Sitzungen über die jeweiligen 
Landeskonzepte unter Einschluss der in TOP 2 und TOP 4 angeschnittenen Fragestellungen 
berichten können. 

München, 03. August 2004 

Dr. Ludwig Kronthaler 
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Anlage TN:   Teilnehmerliste (alphabetisch) 

Absmeier Veronika 
TU München, Controlling-Organisation-Planung 

Tel.  089/289-22321 
Fax   089/289-22457 
e-mail: absmeier@zv.tum.de 

Bauer Angelica 
TU München, Finanzen 

Tel.  089/289-22262 
Fax  089/289-28268 
e-mail: bauer@zv.tum.de 

Eckart Konrad 
Johannes-Gutenberg Universität Mainz, Controlling 

Tel.  06131/392-3079 
Fax  06131/392-2919 
e-mail: eckart@verwaltung.uni-mainz.de 

Embert Uwe 
Universität der Bundeswehr München, Controlling 
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